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Antrag

27.04.2016 - sich im Jahr 2002 an einer der staatlich zugelassenen Hochschulen und Fachhochschulen in ... Brandenburg) stÃ¤rkere Verbindlichkeit der ... 
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Antrag der Abgeordneten Dr. Alexander Wolf, Prof. Dr. Jörn Kruse, Detlef Ehlebracht, Dr. Joachim Körner, Dr. Bernd Baumann, Andrea Oelschlaeger, Dirk Nockemann (AfD)



Betr.:



Gymnasien und Stadtteilschulen stärken – Eignungstests einführen



Gemäß § 42 (4) des Hamburgischen Schulgesetzes entscheiden nach eingehender fachlich-pädagogischer Beratung durch die Grundschullehrkräfte abschließend die Eltern, welche Schulform die Schülerin oder der Schüler im Anschluss an die Grundschule besuchen soll (sogenanntes Elternwahlrecht). In der Anmeldepraxis führt diese Regelung dazu, dass Eltern in hohem Umfang und mit mittelfristig steigender Tendenz das Urteil der Grundschullehrkräfte überstimmen und ihre Kinder an den Gymnasien und nicht an den Stadtteilschulen der Stadt anmelden. Im Schnitt wurden an den städtischen Gymnasien im Zeitraum der Schuljahre 2011/2012, 2012/2013 und 2013/2014 mit einem Anteil von jeweils 28,2 Prozent, 29,6 Prozent und 27,0 Prozent Schülerinnen und Schüler ohne Gymnasialempfehlung an den Gymnasien aufgenommen.1 Diese Zahlen belegen eine erhebliche Diskrepanz zwischen den Einschätzungen der Grundschullehrkräfte, welche auf Grundlage einer vierjährigen Beobachtungs- und Unterrichtszeit sowie hunderten von Leistungsüberprüfungen beruhen, und dem Wunsch der Eltern nach der weiteren Ausbildung ihrer Kinder an einem Gymnasium. Auch in den absoluten Verhältnissen der Anmeldungen erweist sich das Gymnasium in Hamburg mit wachsender Tendenz als die beliebteste Schulform. Für das kommende Schuljahr sind nur gut 42 Prozent der Viertklässler für eine Stadtteilschule, aber 54 Prozent für ein Gymnasium angemeldet worden – nie war der Abstand größer.2 Die beschriebenen Entwicklungen haben weitreichende Konsequenzen sowohl für die Entwicklungen und Schullaufbahnen der betroffenen Kinder als auch für die Gesellschaft und den Arbeitsmarkt. Manche Kinder – besonders jene ohne Gymnasialempfehlung – können den höheren gymnasialen Leistungsanforderungen nicht dauerhaft standhalten und müssen zum Ende der Jahrgangsstufe 6 abgeschult werden.3 Der weit überwiegende Teil der an den Gymnasien in der Jahrgangsstufe 5 aufgenommenen Schüler schließt die Schule gleichwohl mit der Hochschulreife ab. Zusammen mit den Abiturienten der Stadtteilschulen beträgt der Anteil an Schülern eines Jahrganges mit abgeschlossener Hochschulreife nach Angabe der aktuellen Hamburger Schulstatistik für das Schuljahr 2014/2015 inzwischen 57,2 Prozent.4 Zum
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Vergleiche Drs. 21/427 (Antwort des Senats auf eine Schriftliche Kleine Anfrage des AfDAbgeordneten Dr. Alexander Wolf). 2 „Hamburger Abendblatt“ vom 21.04.2016, Seite 14. 3 Vergleiche Drs. 21/655 (Antwort des Senats auf eine Schriftliche Kleine Anfrage des AfDAbgeordneten Dr. Alexander Wolf). 4 Hamburger Schulstatistik 2015/16 und eigene Berechnung (Berechnung für den Zeitraum des Schuljahres 2014/2015), unter: http://www.hamburg.de/contentblob/
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Vergleich: In Bayern beträgt der Anteil der Abiturienten eines Jahrganges 30,2 Prozent.5 Angesichts der vergleichsweise schlechten Ergebnisse in länderübergreifenden Schulvergleichstests – insbesondere in den Fächern Mathematik und Deutsch – ist allerdings festzustellen, dass der bundesweit höchste Anteil an Abiturienten leider auf Kosten des Ausbildungsniveaus geht. Auch der alarmierende Befund des Statistischen Bundesamtes, nach dem Hamburgs Hochschüler6 am häufigsten ihr Studium abbrechen, von denen aufgrund der Wohnortnähe vermutlich ein überproportionaler Teil zuvor eine Hamburger Schule besucht hat, spricht nicht für die These, dass mit einem Anstieg der Schüler mit Hochschulzugangsberechtigung auch deren fachliches Niveau gehalten oder gesteigert werden kann.7 Das Gegenteil dürfte der Fall sein. Forderungen nach einer qualitativen Stärkung der Gymnasien und einer stärkeren Verbindlichkeit von Übergangsempfehlungen werden von Vertretern der Hamburger Lehrerschaft, von Berufsverbänden, zahlreichen Wissenschaftlern und Politikern gestützt. So fordert die Hamburger Studienrätin a. D., Karin Brose, in einem Aufsatz mit dem Titel „Unterricht ist hier kaum möglich“ nach dem Vorbild anderer Bundesländer ein „sauber differenziertes“ Schulsystem mit zwei Säulen und „homogene Lerngruppen“. Nach Broses Auffassung sollten in Hamburg beim Zugang zu den Gymnasien institutionelle „Hürden“ eingebaut werden. Mit Blick auf die zu den Hamburger Stadtteilschulen vergleichbare sächsische Oberschule stellt Brose fest: „Was in Hamburg die Stadtteilschule bisher nicht zu leisten vermag, kann zum Beispiel in Sachsen die Oberschule, die dort besonders auf den Übergang in berufliche Bildungswege ausgerichtet ist. Praktisch handwerklich oder technisch begabte Jugendliche werden hier optimal gefördert. Aber auch wirtschaftlich, sprachlich oder musisch interessierte Schülerinnen und Schüler, die an einer beruflichen Schule weiterlernen wollen, erwerben an der Oberschule eine gründliche allgemeine und berufsvorbereitende (Aus-)Bildung.“8 Der Philologenverband Schleswig-Holstein forderte unlängst eine „Schärfung des gymnasialen Bildungsganges an den Gymnasien“ sowie „differenzierte Schulartempfehlungen (…) beim Übergang zum Gymnasium“.9 In der Bildungswissenschaft kommt die Studie „Verbindliche und unverbindliche Grundschulempfehlungen und soziale Ungleichheiten am ersten Bildungsgang“ (Dollmann 2011) zu dem Ergebnis, dass ein verbindliches Lehrerurteil überdies den Einfluss der sozialen Herkunft auf das Übergangsverhalten am Ende der Grundschulzeit reduziert. Der Studie zufolge erkennen Grundschullehrer ein gymnasialtaugliches Leistungspotenzial eines Schülers aus einem weniger privilegierten Elternhaus besser als die Eltern des Kindes und sprechen häufiger eine Empfehlung für den höheren



5323720/97e5b9e0c5f28c7767347b5947f04ce5/data/2015-16-hamburger-schulstatistik.pdf (abgerufen am: 21.04.2016). 5 Bayerisches Landesamt für Statistik (mit eigener Berechnung), unter: https://www.statistik.bayern.de/medien/statistik/bildungsoziales/schu_absolventen_20132014.pdf (abgerufen am: 21.04.2016). 6 „Wie das Statistische Bundesamt in Wiesbaden errechnete, haben von allen Studierenden, die sich im Jahr 2002 an einer der staatlich zugelassenen Hochschulen und Fachhochschulen in der Hansestadt eingeschrieben haben, nur 64,5 Prozent bis zum Jahr 2010 ihre Prüfung abgelegt. In einem deutschlandweiten Vergleich belegt Hamburg damit den letzten Platz.“, in: „Hamburger Abendblatt“, http://www.abendblatt.de/hamburg/article111841026/HamburgsHochschueler-brechen-Studium-am-haeufigsten-ab.html (abgerufen am: 26.04.2016). 7 Zitiert nach: „Hamburger Abendblatt“ vom 06.12.2012, unter: http://www.abendblatt.de/ hamburg/article111841026/Hamburgs-Hochschueler-brechen-Studium-am-haeufigstenab.html (abgerufen am: 21.04.2016). 8 Brose, Karin: „Unterricht ist hier kaum möglich“, in: „Hamburger Abendblatt“ vom 07.04.2016, Seite 2. 9 „Gymnasiallehrer fühlen sich von Ministerin im Stich gelassen“, in: „Hamburger Abendblatt“ vom 03.03.2016, unter: http://www.abendblatt.de/region/schleswig-holstein/article207117989/ Gymnasiallehrer-fuehlen-sich-von-Ministerin-im-Stich-gelassen.html (aufgerufen am: 21.04.2016). 2
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Bildungsgang aus, als die Eltern es tun würden. Aufgrund der wissenschaftlichen Erkenntnisse ist eine Verbindlichkeit der Übergangsempfehlung anzustreben.10 Der Universitätsprofessor, SPD-Politiker und ehemalige Kulturreferent der Landeshauptstadt München sowie Kulturstaatsminister im ersten Kabinett Schröder Prof. Dr. Julian Nida-Rümelin diagnostiziert in mehreren Publikationen und Vorträgen einen „Akademisierungswahn“ und kritisiert dessen Folgen für die beruflichen Werdegänge der Hochschulzugangsberechtigten und den Arbeitsmarkt. So kommt es nach Nida-Rümelin dazu, dass die Studenten den Azubis den Rang ablaufen und berufsbezogene Ausbildungsgänge ins Abseits gedrängt werden, weil alle nur noch auf die akademische Bildung schauen. Es sei falsch, Jugendlichen zu suggerieren, sie seien auf ihrem Lebensweg gescheitert, wenn sie nicht die Hochschulreife erreichen und ein Hochschulstudium aufnehmen. Leidtragende wären sowohl viele Akademiker, die inadäquat beschäftigt würden, als auch Abgänger berufsqualifizierender Ausbildungsgänge, die von Bachelorabsolventen auf dem Arbeitsmarkt verdrängt werden.11 Es ist an der Zeit, diesen, in Hamburg besonders ausgeprägten schulpolitischen Fehlentwicklungen, entgegenzuwirken und eine nach dem Vorbild anderer Bundesländer (wie zum Beispiel das CSU-regierte Bayern oder das von SPD und LINKE regierte Brandenburg) stärkere Verbindlichkeit der Grundschulempfehlungen beim Übergang auf das Gymnasium zu erreichen. Daher möge die Bürgerschaft beschließen: 1.



Für die Aufnahme auf ein Hamburger Gymnasium ist prioritär die Eignung des Schülers maßgebend.



2.



Die Eignung des achtjährigen Bildungsganges am Gymnasium wird durch die Zeugniskonferenz abschließend am Ende des ersten Halbjahres der Jahrgangsstufe 4 festgestellt.



3.



Die Eignung liegt vor, wenn die numerische Summe der Noten aus den Fächern Deutsch, Mathematik und Sachunterricht im Halbjahreszeugnis der Jahrgangsstufe 4 den Wert von sieben nicht übersteigt.



4.



Auf Wunsch der Eltern kann bei nicht vorliegender Eignung die Teilnahme an einer Eignungsprüfung beantragt werden, die bei erfolgreichem Bestehen die fehlende Eignung für den achtjährigen Bildungsgang am Gymnasium ersetzt.



5.



Die Eignungsprüfung erfolgt in den Fächern Deutsch, Mathematik und Sachunterricht. Für jedes geprüfte Fach wird eine Note vergeben. Die Aufgaben der Eignungsprüfung werden von der Behörde für Schule und Berufsbildung zentral gestellt.



6.



Die Eignungsprüfung gilt als bestanden, wenn der Zahlenwert der Noten aus den Fächern Deutsch, Mathematik und Sachunterricht den Wert von sieben nicht übersteigt.



10



Dollmann, Jörg: Verbindliche und unverbindliche Grundschulempfehlungen und soziale Ungleichheiten am ersten Bildungsgang, Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, Köln 2011. 11 Nida-Rümelin, Julian (2014): Der Akademisierungswahn. Bleibt die duale Ausbildung auf der Strecke?, in: http://www.swr.de/-/id=14213462/property=download/nid=660374/mz75bc/swr2wissen-20141102.pdf (abgerufen am: 21.04.2016). 3
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Antrag 

Die sÃ¤chsische Arbeitsschutzverwaltung kontrolliert branchenÃ¼bergreifend die betriebliche. Umsetzung staatlicher Rechtsvorschriften. Die Kontrolle bezieht sich ... die Mitarbeiter der BehÃ¶rden zu einem umfassenden und prÃ¤ventiven Gesundheitsschut
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Antrag 

06.12.2017 - Christiane Schneider, Heike Sudmann, Mehmet Yildiz (DIE LINKE). Betr.: Abschaffung des Paragrafen 219a! Vor dem Amtsgericht GieÃŸen wurde am 24.11.17 gegen eine Allgemeinmedizinerin verhandelt, die auf ihrer Praxishomepage anbietet, Info
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Antrag 

Name, Vorname. StraÃŸe, Haus-Nr. PLZ, Ort. 2. Abbrennen. Ã–rtlichkeit: Ein aktueller Lageplan ist dem Antrag beizulegen. Zeitraum: Tag/Datum. Uhrzeit (von-bis).










 


[image: alt]





Antrag 

Stadt Isny im AllgÃ¤u auf Erteilung einer Genehmigung fÃ¼r. Fachbereich III. Bauen, Immobilien und Wirtschaft. Errichtung. Grabmal. Dagmar Durach. Versetzung.
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Antrag 

22.11.2017 - GeschÃ¤fte bis 14 Uhr beeintrÃ¤chtigt. Auch Menschen, die im Einzelhandel arbeiten, haben, insbesondere nach dem anstrengen WeihnachtsgeschÃ¤ft, einen Anspruch, in. Ruhe ihre Familienfeier zu organisieren und gemeinsam mit ihren Familien
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Antrag 

25.08.2015 - sind, diese Aufgabe im Sinne einer humanen Flüchtlingspolitik zu meistern. Es ist eine ge- samtgesellschaftliche humanitäre Verpflichtung von ...
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Antrag 

13.04.2016 - Dr. Alexander Wolf, Detlef Ehlebracht, Andrea Oelschlaeger, Dr. Joachim KÃ¶rner. (AfD). Betr.: Keine extremistischen Bands und Hass-Musiker ...










 


[image: alt]





Antrag 

Der Antrag ist mindestens 14 Tage im Voraus zu stellen. FÃ¼r die Erteilung einer Erlaubnis zum Anbringen von. WerbeplakattrÃ¤gern. Banner. Antragsteller: Name ...
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Antrag 

Stadtverwaltung Isny. Fachbereich II. -Ordnungsverwaltung-. WassertorstraÃŸe 1-3. 88316 Isny im AllgÃ¤u. Antragsteller. Name, Vorname. Firma, Verein, Institution.
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Antrag 

19.03.2012 - der Abgeordneten Margarete Bause, Dr. Martin Runge,. Ulrike Gote, Ludwig Hartmann, Renate Ackermann,. Dr. Sepp DÃ¼rr, Anne Franke, Thomas Gehring, Eike. Hallitzky, Christine Kamm, Dr. Christian Magerl, Tho- mas MÃ¼tze, Maria Scharfenberg
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Antrag 

15.03.2016 - Das Asylpaket I sieht vor, dass FlÃ¼chtlinge grundsÃ¤tzlich kein Bargeld mehr erhalten sollen. Nach dem Asylbewerberleistungsgesetz soll der ...
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Antrag 

27.04.2016 - der Abgeordneten Dr. Alexander Wolf, Prof. Dr. JÃ¶rn Kruse, Detlef Ehlebracht,. Dr. Joachim KÃ¶rner, Dr. Bernd Baumann, Andrea Oelschlaeger, ...
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Antrag Fuehrungszeugnis 
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Bundesrat Antrag 

23.04.2013 - Der Bundesrat bittet die Bundesregierung kurzfristig einen Gesetzentwurf vorzulegen, um die. Steuermehreinnahmen infolge der kalten Progression durch gezielte Tarifsenkungen noch in dieser Legislaturperiode an die BÃ¼rgerinnen und BÃ¼rge
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Bundesrat Antrag 

10.09.2013 - durchschnittlichen Sparer und gefÃ¤hrdet die private Altersvorsorge. Drucksache ... WÃ¼rde die Private Krankenversicherung (PKV) zu Guns-.
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Bundesrat Antrag 

10.09.2013 - einen Gesetzentwurf vorzulegen, um die Steuermehreinnahmen infolge der kalten. Progression durch gezielte Tarifsenkungen an die ...
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Aufnahme Antrag 

Unterschrift. E-Mail Verteiler ... Telefonnummern und E-Mail Adresse. 3. ... VerÃ¶ffentlichung an Print- und Telemedien, sowie elektronische Medien Ã¼bermittelt.
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antrag - KVHB 

hebung nicht bezogen werden, sondern muss nach den Regeln der persÃ¶nlichen Leistungserbringung selbst erbracht werden. Mit meiner Unterschrift bestÃ¤tige ...
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Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

24.04.2012 - Tackmann, Kathrin Vogler, Harald Weinberg und der Fraktion DIE LINKE. Pflege tatsÃ¤chlich neu ausrichten â€“ Ein Leben in WÃ¼rde ermÃ¶glichen.
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Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

17.04.2013 - bessern, insbesondere indem sie mehr Fachpersonal einstellen. .... denden, ErlÃ¶se aus der VerÃ¤uÃŸerung von Aktien, Schuldtiteln und anderen .... rem durch den An- und Verkauf von Gold Ã¼ber auslÃ¤ndische Personengesell-.
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Deutscher Bundestag Antrag - DIP21 

05.06.2015 - Kirchen, beruhend auf Artikel 140 des Grundgesetzes (GG) in .... Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 KÃ¶ln, ...
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Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

27.06.2008 - Renate Blank, Angelika Brunkhorst, Martin Burkert, Paul K. Friedhoff, Peter. Friedrich, Josef GÃ¶ppel, Hans-Michael Goldmann, Heinz-Peter ...
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Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

21.03.2012 - I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: Individuelle Gesundheitsleistungen (IGeL) sind Leistungen, die nicht zum fest- geschriebenen ...
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Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

09.05.2012 - Antrag der Abgeordneten Frank Schwabe, Dirk Becker, Gerd Bollmann, Marco BÃ¼low,. Petra Ernstberger, Iris Gleicke, Ulrich Kelber, Dr. BÃ¤rbel ...
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